
Berlin (Eigener Bericht). — Es wäre falsch, wenn man von 
der sichtbaren Stärke des Kommunismus auf die seiner Ge­
heimapparaturen schließen wollte. Dieser Totalitarismus, so 
meinte Kran Margarete Büber-Neumann in einem Voxtrag »Die 
unterirdische Macht des Kommunismus“, gliche einem Eisberg, 
der nur zu einem Drittel aus dem Wasser rage.

Die Bef er ent in, die durch die 
Gefängnisse Stalins und Hitlers 
hat gehen müssen, war um Bei­
spiele der Wirksamkeit des 
kommunistischen Untergrundes 
nicht verlegen. Ob er mit Ter­
ror, Mord oder Menschenraub 
agie2’t: stets zeigt sich, daß hier 
eine politische Weltanschauung, 
die auf absolute Herrschaft 
zielt, mit unbedingter Konse­
quenz jeden Lebensbereich vor 
allem in nichtkommunistischen 
Ländern unterwandert.

Margarete Buber-Neumann 
machte nicht nur deutlich, wie 
sich Ulbricht seit 1933 seiner

Aachen (dpa). Der Bunde smi- 
nister für gesamtdeutsche Fra­
gen, Ernst Lemmei*, warnte vor 
Studenten der Technischen 
Hochschule in Aachen davor, 
Westberlin aus den Handelsver­
trägen auszuklammern. Der Ab­
schluß eines neuen Interzonen- 
handels-Abkommens erscheine 
ihm unvorstellbar, wenn nicht 
die integrale Zugehörigkeit 
Westberlins zum Währungsge­
biet der Bundesrepublik auf- 
rechterlialten bleibe.

Lemmer erklärte wörtlich: 
„Der Versuch, Westberlin aus 
dem neuen Interzonenhandeis- 
Abkommen auszuklammern und 
damit zugleich aus dem Zusam­
menhang mit dem Währungs­
gebiet der Bundesrepublik zu 
lösen, wäre eine bedeutsame 
Vorentscheidung für den An.

Widersacher entledigte, indem 
er sie entweder in Moskau de­
nunzierte oder in Deutschland 
der Gestapo auslieferte. Ein­
dringlich hob sie auch hervor, 
daß heute die subversive Tätig­
keit der Kommunisten vor allem 
auf die westdeutschen Gewerk­
schaften einwirke. Von ihnen 
versprechen sie sich in einer 
Krisensituation die beste Hilfe.
. Gegenwärtig arbeiten unge­

fähr 300 000 Agenten in der 
nichtkommunistischen Welt für 
Moskau, von ihnen entfallen 
allein 16 000 auf die Bundes­
republik und auf Westberlin.

sturm des Ostens auf die frei­
heitliche Stellung Westberlins.“ 
Der Minister begrüßte die Be­
mühungen um ein neues Inter- 
zon.enhand.els-Abkommen mit 
den Worten: „Ich wäre ein
schlechter gesamtdeutscher Mi­
nister, wenn ich nicht den 
Wunsch hätte, wenn es irgend­
wie zumutbar ist — allerdings 
nur dann —, den gesamtdeut­
schen Handel aufrechtzuerhal­
ten, weil er zu den wenigen 
Klammern zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands gehört.“ 

Dies sei auch für die Ver­
handlungen um den deutsch- 
sowjetischen Handelsvertrag 
wichtig. Es sei unvorstellbar, 
daß zwischen dem Westberliner 
Senat und der Sowjetregierung 
ein separater Handelsvertrag 
abgeschlossen werden könne.

| Dank an Thomas j
Berlin (epd). Die Eltern der 

Thomaner in Leipzig haben, 
wie erst jetzt bekannt wird, auf 
einer Versammlung am 21. No­
vember einmütig die Beibehal­
tung der kirchlichen Tradition 
des Chores und der christlichen 
Erziehung im Leipziger Tho- 
maner-Alumat gefordert. Bei 
einer Kursänderung der Erzie­
hung würden sie ihre Kinder 
keinen Tag länger im Alumat 
lassen. Die Eltern meldeten ih­
ren Widerspruch an gegen „die 
entstellenden Berichte der SED- 
Presse“ über die Vorgänge, die 
Professor Thomas zum Ver­
lassen Leipzigs veranlaßt haben, 
forderten eine Richtigstellung 
und sprachen Professor Thomas 
für seine Tätigkeit als Kantor 
ihren Dank aus.

„Volksrichter"-Liste  
nach Bann

Berlin (Eigenmeldung). Der 
Senat wird dem Bundesjustiz­
minister und den Ländermini­
stern Abschriften von einer 
Liste aller im Jahre 1944 am 
„Volksgerichtshof“ tätigen Rich­
ter und Beisitzer übermitteln. 
Die Ministerien erhalten da­
durch die Möglichkeit, Gerichte 
und Justizverwaltungen nach 
ehemaligen prominenten Nazi­
richtern zu durchleuchten.

Die Liste war in einer Doku­
mentensammlung entdeckt wor­
den, die am 2. November bei 
Enttrümmerungsarbeiten auf 
dem Grundstück des „Volks­
gerichtshofes“ gefunden worden 
war.

*

„Westberlin nicht aasklaiiiierfi64
Lemmer begrüßt Bemühungen um Interzonentiandels-Abkommen

300000 Agenten am Werk
I m  Auftrag Moskaus — 16 000 in der Bundesrepublik
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Vertagtes Furopa
Iv, W. B. Die europäische Eini­

gung wird wieder einmal ver­
tagt. Adenauers Katarrh hat 
genügt, um die erste Gipfelkon­
ferenz der sechs europäischen 
EWG-Länder zwei Tage, bevor 
sie beginnen sollte, zu vertagen. 
Der Respekt vor dem Bundes­
kanzler müßte in der europä­
ischen Öffentlichkeit noch 
größer sein, als wir das bisher, 
wußten, wenn man die Verta­
gung von Paris allein als Ver­
tagung um Adenauers willen 
deuten wollte. Natürlich war die 
Bundesrepublik ein Motor, der 
die anderen fünf Länder zu 
diesem Treffen ermuntert hatte. 
Der Bundeskanzler hatte aber, 
als ihm der Ärz-t schließlich 
einen Strich durch seine Reise- 
Rechnung machte, den Außen­
minister und seine beiden 
Staatssekretäre sehr genau mit 
seinen Intentionen für die Pa­
riser Zusammenkunft vertraut 
gemacht. Es scheint, daß die 
Ministerpräsidenten von Italien, 
Frankreich, Belgien, Holland 
und Luxemburg aber die An­
wesenheit gerade des Bundes­
kanzlers auf ihrer Zusammen­
kunft für unerläßlich hielten. 
Gewiß aber besonders den Ade­
nauer, der vorher mit de Gaulle 
gesprochen hatte.

Das Gespräch mit dem fran­
zösischen Staatspräsidenten 
schien wohl allen Beteiligten als 
Voraussetzung für die Verhand­
lungen im Kreise der Minister­
präsidenten. Heute sollte es 
stattfinden. Es wäre eines der 
schwierigsten geworden, das 
nach dem Kriege unter Freun­
den geführt worden ist. Das 
wgr kein Geheimnis mehr, seit 
der Bundeskanzler seine Mei­
nungsverschiedenheiten mit de 
Gaulle nicht mehr in der Stille 
seiner Brust verwahrt hatte. Es 
sind Auffassungsunterschiede 
darüber, wie eine größere eu­
ropäische Schlagkraft erzielt, 
wie die beiden Hälften des 
freien Europas in eine frucht­
bare Zusammenarbeit geführt 
und welche Rolle hierbei den 
Ländern einzeln Und der NATO 
zusammen übergeben werden 
müßte. Das hatte mit de 
Gaulles nun schon längerer .Zeit 
zurückliegender Vorstellung von 
einer neuen Bündnisorganisa­
tion der Staaten Europas, dem 
„Europa der Vaterländer‘ | und

dem Sonderrecht Frankreichs 
inner- und außerhalb der NATO 
begonnen. Die Gespräche von 
Rambouillet, die dem ganz an­
deren Europa galten, wie der 
nationale Heros de Gaulle sich 
verstellte, hatten, beim länge­
ren Durchdenken, in den letz­
ten Monaten zu einem steigen­
den Unbehagen geführt. Der 
französische Ministerpräsident 
Debre war indessen in Bonn, 
um den für das europäische 
Einvernehmen unerläßlichen 
deutsch-französischen Akkord 
an die de Gaullesehen Gedan­
kengänge anzugleichen. Es war 
wohl, wie immer, eine gute 
.deutsch-französische Aus­
sprache. Doch Adenauers Be­
denken gegen den französischen 
Weg in Europa waren größer 
geworden. Vieles deutete dar­
auf hin, daß jetzt Adenauer der­
jenige sein wollte, der de Gaulle 
zu überzeugen wünschte.

*

Niemand machte sich Illusio­
nen, daß der französische 
Staatschef leicht zu bewegen 
sein würde, sich von seinen 
eigenwilligen National-Ideen zu 
lösen. Er hatte ja, sosehr ihn 
sein einsam gewordener Kampf 
um die Algerien-Lösung ver­
zehrt, nirgendwo eine Kompro­
mißbereitschaft erkennen lassen. 
Er verfocht, wie in seiner na­
tionalen Politik, gegen links 
und rechts, gegen die eigenen 
Freunde und die Gegner, sei­
nen Plan. Frankreich wird ge­
braucht. Europa ist nicht Eu­
ropa, wenn Frankreich ausfällt. 
Das Lamentieren darüber, was 
Frankreich inzwischen Europa 
für Steine in den Weg gelegt 
hat, führt nicht weiter; denn 
die Erinnerung daran, was 
Frankreich für Europa geleistet 
hat, verkleinert allen Ärger, den 
es heute Europa schaffen mag. 
Die deutsche Politik ist mit der 
Politik Frankreichs unlöslich 
verkoppelt. Der Brückenschlag 
über den Rhein hat nicht einer 
bestimmten politischen Rich­
tung in Frankreich gegolten. 
Vielieicht haben sich Adenauer 
und Schuman von allen Part­
nern, die der Bundeskanzler im 
letzten Jahrzehnt gehabt hat, 
am besten verstanden. Doch 
selbst mit den französischen 
Kräften, die vor sechs Jahren 
die „Europäische Verteidigungs­
gemeinschaft“ im Keime er­
stickten, ist das Fundament der

deutsch - französischen Zusam­
menarbeit weiter ausgebaut 
worden. Als de Gaulle kam, 
schien eine ernste Gefahr zu 
drohen. Es war falscher Alarm. 
Der Staat de Gaulles war eben 
nicht Restauration, jedenfalls 
nicht für die schlimme Ge­
schichte der deutsch-französi­
schen Beziehungen; denn es gab 
und gibt viel eindringliche 
Beweise dafür, daß de Gaulle 
das Bündnis über den Rhein 
hinweg als die Grundlage für 
Europa ansieht.

'k

Nun aber schreit Europa ge­
radezu danach, aus dem Hin 
und Her seiner Meinungen her­
auszuwachsen. Es muß die 
Kette seiner halben Versuche, 
seine Kräfte zusammenzuschlie­
ßen, endlich mit vollen Lösun­
gen abschließen. Es ist nicht 
sosehr die Frage Integration 
oder feste Koalition, die die 
Staatspolitik der europäischen 
Staaten bedrängt. Es ist viel­
mehr die Notwendigkeit einer 
militärischen und wirtschaftli­
chen Organisation, die die fort­
geschrittene Bewaffnung und 
die fortschreitende Wirtschafts­
konzentration der Gegenseite 
verlangt. Die Pariser Konferenz 
der Ministerpräsidenten der eu­
ropäischen Länder hätte sicher­
lich Europa auch nicht aus sei­
ner Unorganisiertheit gelöst. 
Doch zwei Schritte waren im­
merhin zu erwarten: Die Auf­
forderung an England und viel­
leicht auch an die sieben Län­
der der EFTA, sich über die 
politische Brücke auf die wirt­
schaftlich noch ungepfiasterte 
Straße zu begeben. Und sicher­
lich auch die Übereinkunft, die 
NATO nicht nur als .vierte oder 
fünfte Atommacht, sondern als 
eine straff funktionierende mi­
litärische und politische Ge­
meinschaft endlich auszubauen. 
Was für solche europäische 
Initiative gebraucht wurde, war 
die französische Mitwirkung. 
Die Konferenz von Paris aber 
ist abgesagt. Für Mitte Januar 
ist sie jetzt vorerst geplant. 
Dann wird de Gaulle sein Al­
gerien-Plebiszit hinter sich ha­
ben, und die amerikanische Re­
gierung Kennedy wird sich eben 
anschicken, aktiv zu werden. 
Das könnten günstige Aspekte 
sein. Europa hat freilich schon 
viele freundlicher erscheinende 
nicht genutzt.



DT. Die Kolonial (Jebatte in 
der UNO ist eine Erfindung 
Chruschtschows. Sie entsprang 
einer sehr ernst zu nehmenden 
Konzeption. Wer das Herz des 
schwarzen und des gelben Man­
nes gewonnen hat, braucht kei­
nen Krieg mehr zu führen, denn 
er hat damit die politischen Ge­
wichte in der Welt entscheidend 
zu seinen Gunsten verschoben.- 
Chruschtschow wird nicht müde 
geworden sein, seine militanten 
chinesischen Gesprächspartner 
in Moskau für diese Idee zu ge­
winnen.

Die Kolonialdebatte ist also 
Weltpolitik, das heißt nach so­
wjetischer Desart: Fortsetzung 
des Krieges mit anderen Mit­
teln. Dabei sieht sich Chru­
schtschow zwei Fronten gegen­
über: der westlichen und der 
chinesischen. Ein Sieg an der 
zweiten Front setzt sichtbare 
Erfolge an der ersten voraus. 
Das Fiasko der Sowjets am 
Kongo war nicht gerade dazu 
angetan, die Chinesen von ihrer 
altstalinistisehen Methode des 
brutalen Zugriffs abzubringen. 
Die Schatten dieser Niederlage 
fielen auch auf Chruschtschows 
Glanzbeispiele Guinea und 
Ghana, wo es den Kommunisten 
immerhin gelungen ist, dem 
antiwestlichen Affekt einen pro­
östlichen Effekt zu geben. Der 
sowjetische Ministerpräsident 
braucht daher jetzt neue Er­
folge dieser Art, um seine 
Methode der Welteroberung zu 
rechtfertigen. Für ihn geht es 
heute um mehr als die Welt­
herrschaft des Kommunismus. 
Die Vorherrschaft der Sowjet­
union im sozialistischen Lager 
steht auf dem Spiel,

Dieser Hintergrund macht es 
verständlich, warum die Ost­
block-Delegationen auf die Hede 
des britischen Chefdelegierten 
Ormsby - Gore so empfindlich 
reagierten. Diese Ke de gefähr­
dete nämlich den Sieg der So­
wjets an der Front gegen den 
Westen, ohne den es keinen Sieg 
an der ideologischen Front Kot­
china geben kann. Die Formu­
lierung, daß Moskau der größte 

• Unterdrücker unserer Zeit sei, 
enthält Ekr&sit. Sie ist glaub­
würdig, weil sie sich auf Tat­
sachen stützt — und auf einen 
sichtbaren Unterschied. Groß­
britannien und die anderen 
Kolonialmächte des Westens,

selbst Frankreich und Belgien, 
haben seit Ende des zweiten 
Weltkrieges Millionen Farbigen 
die Freiheit gegeben. KoloniaU- 
siert, rücksichtslos unterjocht, 
hat in dieser Zeit nur die So-

DT, „Der Vater hat gesagt.. 
Wenn ein Mitglied der CDU/ 
CSU-Fraktion des Bundestages 
einen Satz mit diesen Worten 
beginnt, so wird seine Äußerung 
unter den Fraktionsangehörigen 
mit derselben aufmerksamen 
Achtung aufgenommen, wie 
wenn sich ein Naturwissen­
schaftler auf Albert Einstein 
oder auf Professor Heisenberg 
beruft. Greift „der Vater“ mit 
seinem beruhigenden Baß in 
eine Diskussion ein, so ist die 
Sache schon so gut wie ent­
schieden: Alle haben das Ge­
fühl, daß in seiner Rede alle 
Einwände im voraus bedacht 
und damit eigentlich überwun­
den sind.

Dieser Mann, der im Laufe 
der Jahre so unabänderlich 
väterliche Autorität über eine 
Fraktion von 280 Abgeordneten 
verschiedenster Herkunft und 
gegensätzlichster Temperamente 
gewonnen hat, ist am 1. Dezem­
ber in das großväterliche Alter 
von 65 Jahren getreten. An die­
sem Tage hat die CDU/CSU- 
Fraktion des Bundestages ihren 
Vorsitzenden so gefeiert, wie es 
seine Scheu vor öffentlichem 
Zeremoniell zuläßt. Sie tat es 
nicht aus Pflicht, sondern aus 
Dankbarkeit: Seit der „Kanzler-

wjetunion, sie allein. Die Flucht 
von 2,5 Millionen Menschen aus 
der Sowjetzoiie, die die Note 
der West machte an die UNO er­
wähnt, liefert dafür den Beweis 
in Zahlen.

krise“ des vergangenen Jahres 
gibt es wohl niemanden in der 
CDU, der nicht weiß, wie sehr 
Krone sich um den Zusammen­
halt der Partei und den Aus­
gleich ihrer inneren Gegensätze 
verdient gemacht hat.

Was die Öffentlichkeit weni­
ger weiß und auch die meisten 
Abgeordneten nur ahnen, ist 
die Tatsache, daß Krone zu den 
wenigen Politikern gehört, die 
an der Festigung des politi­
schen Kurses der Bundesrepu­
blik unmittelbar beteiligt sind. 
Es fällt nicht leicht, eine wich­
tigere Entscheidung zu treffen,, 
ohne daß Bundeskanzler Dr. 
Adenauer vorher den Kat seines 
Fraktionsvorsitzenden eingeholt 
hat. Wahrscheinlich ist Krones 
Einfluß heute größer als der 
jedes einzelnen Bundesmini­
sters. Er macht sparsamen Ge­
brauch davon. Daß es so un­
merklich geschieht, liegt an der 
Persönlichkeit des Mannes, der 
immer — schon in den Zeiten 
der Weimarer Republik — den 
öffentlichen Markt scheute. Die 
vielen Jahre, die er im Reichs­
tag still und unauffällig ge­
wirkt hat, kamen seiner Frak­
tion und seiner Partei, deren 
stellvertretender Generalsekre­
tär er war, immer sehr zugute.

Erzbischof von Canterbury beim Papst
Rom (u.pi/ap). Der Erzbischof 

von Ca-nterbury, Dr. Fisher, traf 
in Rom ein, wo er von Papst 
Johannes empfangen wurde. Am 
Vorabend seines Besuchs im 
Vatikan erklärte er in einer 
Predigt, der „kalte Krieg mit 
der katholischen Kirche“ gehe 
zu Ende. Die Begegnung mit 
dem Papst nannte Fisher ein 
Ereignis von historischer Be­
deutung und einen „Akt der 
Höflichkeit in christlicher Bru­
derschaft“.

Das Gespräch zwischen dem 
Papst und dem Erzbischof von 
Cantefbury hat zu vielerlei Mut­
maßungen Anlaß gegeben, über­

wiegend wird die Ansieht ver­
treten, daß sich nach dieser Un­
terredung gemeinsame Anstren­
gungen hei der Abwehr des 
atheistischen Materialismus ab­
zeichnen könnten. Mit dem Emp­
fang Fishers macht Papst Jo­
hannes eine Ausnahme in der 
Tradition, da er in der ersten 
Adventswoche sonst wegen sei­
ner Teilnahme an den geistli­
chen Exerzitien im Vatikan 
keine Besuche empfängt. Es ist 
die erste Begegnung eines Erz­
bischofs von Canterhury und 
dem Oberhaupt der katholischen 
Kirche seit der Reformation vor 
rund 400 Jahren.

Wer kolonisiert?

Dr. Krone 65 Jahre

Ein „kalter K rieg beendet



Warum sie fliehen
DT. Auf über 4000 ist die Zahl 

der Zonenflüchtlinge in der Vor­
woche wieder angewachsen. Da­
bei ist nicht einmal die Tat­
sache so alarmierend, daß fast 
tausend Menschen mehr kamen 
als acht Tage zuvor, vielmehr 
beunruhigt auch die SED der 
nicht enden wollende Aderlaß 
an geistiger Substanz in ihrem 
Machtbereich. Bisher haben in 
diesem Jahre über 800 Ärzte, 
140 Wissenschaftler und 1800 
Lehrer die Zone verlassen. Was 
hat man nicht alles an Sonder­
rechten den Professoren, den 
Ärzten, der technischen Intelli­
genz eingeräumt, um sie bei 
der Stange zu halten? West­
markbeträge wurden frei ge­
macht für ihre Honorierung, 
Reisegenehmigungen erteilt, den 
Kindern das Hochschulstudium 
ohne vorherige Bewährung in 
der Produktion ermöglicht. Aller 
Großmut des Systems scheint 
vertan, an „Unwürdige“ ver­
schwendet zu sein.

So jedenfalls sieht es die SED. 
An den Hochschulen der Zone 
werden zur Zeit die Wahlen der 
FDJ-Funktionäre „vorbereitet“. 
•Das geschieht in Ermangelung 
wirklicher Wahlen mit soge­
nannten Diskussionen. Haupt- 
th'ema ist nach zuverlässigen 
Berichten in diesem Jahre die 
Frage: „Wie kann die Republik­
flucht von Wissenschaftlern end­
lich überwunden werden?“ Viel­
leicht wäre dem Thema beizu­
kommen, wenn sich die SED zu 
der von ihr immer wieder ge­
forderten „Selbstkritik“ über­
winden könnte. Dann würde sie 
bekennen müssen, daß wissen­
schaftliche Forschung und Lehre 
nur in Freiheit möglich sind, 
daß Lehrpläne wohl gewisse 
Bildungsziele markieren, aber 
nicht die Lehrer zu Demagogen 
des atheistischen Kommunismus 
degradieren können. Die SED 
würde glaubhaft versichern 
müssen, daß Techniker und 
Konstrukteure nicht ins Zucht­
haus wandern, -wenn ein neu- 
entwickelter Typ oder Werk­
stoff nicht auf den ersten An­
hieb zu einem bahnbrechenden 
Erfolg wird.

Müßte es auch nicht die SED 
bedenklich stimmen, daß nur 
14 Prozent der geflüchteten In­
telligenz sich mit Fluchtgedan­
ken getragen und die Flucht 
materiell vorbereitet haben? Sie

alle wollten, wie Bundesminister 
Lemmer auf Grand von Flücht­
lingsaussagen feststellte, trotz 
aller Erschwernisse und Unzu­
träglichkeiten solange wie nur 
irgend möglich auf ihrem Po­
sten ausharren. Und auch Mos­
kau sollte zur Kenntnis nehmen, 
daß die Bundesregierung nie­
manden zur Flucht ermutigt 
oder auffordert — nicht nur aus 
Verantwortung gegenüber dem 
einzelnen, sondern aus der ihr

Bonn / Washington (upi/dpa). 
Die Bereitschaft der amerika­
nischen Regierung, auf die Zah­
lung von Stationierungskosten 
durch die Bundesrepublik zu 
verzichten, ist in Bonner amt­
lichen Kreisen begrüßt worden. 
Es wurde betont, daß die Re­
gierung nach wie vor den Ernst 
der Entwicklung der amerika­
nischen Zahlungsbilanz erkenne 
und bereit sei, nach Kräften 
ihren Beitrag zur Verbesserung 
dieser Lage zu leisten. Die Zah­
lung von Stationierungskosten 
sei aber aus den verschieden­
sten Gründen nicht möglich ge­
wesen.

Der Pressesekretär Präsident 
Eisenhowers, Hagerty, hatte in

zugewachsenen gesamtdeutschen 
V erantwor tung.

Wie aber soll man mit einem 
Sinneswandel der SED-Funktio- 
näre rechnen, wenn auf der so­
eben beendeten Frauentagung 
in Ostberlin Sätze wie dieser als 
der Weisheit letzter Schluß ver­
kündet wurden: „Genosse Wal­
ter Ulbricht lehrt, mit großer 
Geduld den Weg zum Herzen 
und zum Verstand jeder Frau 
zu finden!“ ?

Washington bekanntgegeben, 
die amerikanische Regierung 
habe ihre Forderung fallenlas­
sen. Nach dieser amerikanischen 
Entscheidung hat auch Groß­
britannien nicht mehr die Ab­
sicht, von Bonn ebenfalls Statio­
nierungskosten für die Rhein­
armee zu fordern.

In Bonn wurde erneut auf die 
den amerikanischen Unterhänd­
lern gemachten Angebote hin­
gewiesen, die weiterhin Gültig­
keit hätten. Diese Angebote be­
treffen eine Erhöhung der Ent­
wicklungshilfe, eine größere Be­
teiligung der Bundesrepublik 
an den Kosten der NATO-Infra- 
struktur und eine vorzeitige 
Rückzahlung der deutschen 
Nachkr i egsschul d en.

Senat gegen Korruption
Berlin will Gesckenkunwesen verhindern

Berlin (Eigenbericht). Um Bestechungsversuche sowie das 
Geschenknnwesen in der Berliner Verwaltung möglichst aus­
zuschalten, hat der Senat neue scharfe Bestimmungen über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge beschlossen.
Danach führt bereits das An­

gebot eines Geschenks an öffent­
liche Angestellte, Arbeiter und 
Beamte zur sofortigen Annullie­
rung des Auftrages. Die auf­
traggebende Verwaltung muß 
bei den Verträgen mit den Fir­
men vereinbaren, daß ein Rück­
trittsrecht für den gesamten 
Auftrag besteht, wenn beteilig­
ten Verwaltungsangehörigen von 
der betreffenden Firma Ge­
schenke oder andere Vorteile 
versprochen, angeboten oder ge­
währt werden.

Die Pflicht zum Rücktritt von 
dem Vertrag ist für das Land 
Berlin auch dann gegeben, 
wenn die Geschenke oder Vor­
teile nicht dem Verwaltungs­

angehörigen unmittelbar, son­
dern in seinem Interesse einem 
Angehörigen oder einer anderen 
ihm nahestehenden Person oder 
im Interesse des einen oder an­
deren einem Dritten gegeben 
werden.

Ein Sprecher des Senats wies 
ferner darauf hin, das Land 
Berlin müsse im Falle eines 
unter diesen Umständen erfolg­
ten Rücktritts vom Vertrag von 
der betreffenden Firma oder 
Lieferanten sogar Schadenersatz 
verlangen.

Die Anregung zu dieser neuen 
Bestimmung geht zum wesent­
lichen Teil vom Deutschen 
Städtetag aus.

Bonn begriff!! Einlenken
Auch England verzichtet auf Stationierungskosten
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50 Jahre Berliner U-Bahn
In zwei Jahren wurde die Strecke Innsbrucker Platz—Jvollendorfplatz gebaut

„Meine Herren, beschließen. Sie heute den Bau der Schnell­
bahn, so wird in 24 Stunden sofort mit dem Bau begonnen 
und in zwei Jahren der Betrieb eröffnet werden.“ Biese Worte 
richtete nach dreieinhalbstündiger Debatte am 8. September 1908 
der Stadtbaurat Oerlach an die Schöneherger Stadtverordneten- 
Tersammiung. Fast einstimmig wurde darauf die Vorlage über 
den Bau der Schnellbahn S'chÖneberg—Berlin angenommen. TJnd 
am 9. September 1908 um 16.30 Uhr erfolgte an der Innsbrucker 
Ecke Grunewaldstraße der erste Spatenstich für die erste 
Berliner U-Bahn,

Dieses Tempo der Schöneber­
ger Gemeindeväter entsprach 
der Schnelligkeit, mit der zwei 
Jahre später, am 1. Dezember 
1910, die ersten Züge der 
Schnellbahn die Stationen vom 
Innsbrucker Platz zum Nollen- 
dorf platz durcheilten. Denn 
nicht nur der erste Spatenstich 
erfolgte prompt 24 Stunden 
nach dem Beschluß, sondörn 
auch die Bautermine und der 
Kostenvoranschlag in Höhe von 
13 900 000 Mark wurden einge­
halten. Das waren noch Zeiten 
vor 50 Jahren!

Grund zum Feiern
Das Projekt einer Schnellbahn 

wurde allerdings schon .Jahre 
früher diskutiert. Es war 
schwer, die Öffentlichkeit von 
der Notwendigkeit dieses Pro­
jektes zu überzeugen, bis dann 
auf Initiative von Oberbürger­
meister Wilde und Stadtbaurat 
Gerlach die Schöneberger Ge­
meindeväter zu ihrem spontanen 
Entschluß kamen.

Man nahm sich aber trotzdem 
noch die Zeit zum ausgiebigen 
Feiern. Der erste Spatenstich 
wurde zum Anlaß für ein Volks­
fest. Das „Schöneberger Tage­
blatt“ vom 10. September 1908 
schreibt darüber: „Auf dem Ge­
lände, wo vor kurzem noch 
junge Damen und Herren ihre 
Rackets schwangen, vollzog 
sich nun die Übergabe des Bau­
terrains.“ Gemeint war der Bay­
rische Platz, auf dem man in 
Windeseile ein Zelt errichtete, 
in dem die Stadtväter und auch 
der gestrenge Herr Polizeipräsi­
dent Dr. Freiherr von Lüding­
hausen auf den glücklichen Auf­
bau, das Blühen und Gedeihen 
der Schnellbahn anstießen. Denn 
„obwohl zu dem fröhlichen 
Trinkgelage die Einholung der 
Genehmigung bei der hohen 
Polizei im Festestrubel verges­
sen worden sei» wollte er den­

noch die Fidelitas nicht stören“, 
meinte der Herr Polizeipräsi­
dent. Vielmehr gebe er der 
Stadt eine unbeschränkte Poli­
zeistunde. „Donnernder Jubel 
folgte diesen Worten.“

„Zeit ist Geld!“
Der damalige Oberbürgermei­

ster von Schöneberg, Rudolph 
Wilde, betonte: „Die Schnell­
bahn ist das Größte, was wir 
seit zehn Jahren getan haben. 
Sie erfordert eine Riesenauf­
wendung der Stadt, aber sie 
wird ihr zum Segen gereichen 
durch die Erschließung neuer 
Gegenden. Dieses Werk, für das 
wir Millionen auf wenden, hat 
keinen anderen Zweck, als uns 
und unseren Nachkommen täg­
lich einige Minuten Zeit zu er­
sparen. Zeit ist Geld!“

Fast zwei volle Zeitungsseiten 
stellte das „Schöneberger Tage­
blatt“ am 10. September 1808 
zur Verfügung, um die fech-

Berufung 
im Fall ScW sgelbergar

Kiel (ap/upi). Gegen' das vom 
Verwaltungsgericht in Schles­
wig im Fall des früheren Reichs­
justizministers Schlegelberger 
gefällte Urteil hat der schles­
wig-holsteinische Finanzminister 
Schäfer Berufung eingelegt. Das 
Verwaltungsgericht hatte am 
8. November der Klage Schlegel­
bergers auf Zahlung seiner- vol­
len Pensionsbezüge in Höhe von 
2894 Mark monatlich stattgege- 
ben. Der schleswig-holsteinische 
Finanzminister hatte Schlegel­
berger die Versorgungsbezüge 
nach dem 131er-Gesetz entzogen, 
weil er nach seiner Ansicht wäh­
rend seiner Tätigkeit als ge­
schäftsführender Reichsjustiz- 
minister 1941/42 gegen die, 
Grundsätze der Rechtsstaatlich­
keit verstoßen habe.

nischen Details der neuen 
U-Bahn zu erläutern. Die Ge­
samtlänge betrage 2935 Meter, 
die Entfernung der Haltestelle 
775 Meter, die Durchschnitts­
breite der Bahnsteige sechs Me­
ter, deren vorläufige Länge für 
drei Wagenzüge ausreiche, die 
aber auch für längere Züge aus­
gebaut werden könnten.

Die Bauausführung wurde der 
Firma Siemens & Halske über­
tragen. Man hatte mit vielen 
Schwierigkeiten zu kämpfen, 
vor allem mit dem Grund- und 
Sickerwasser. Aber in allem be­
wiesen die Schöneberger, vor 
allem Stadtbaurat Gerlach, ihre 
Findigkeit. Zur gleichen Zeit 
entstand nämlich auf seine An­
regung hin der Schöneberger 
Stadtpark. Und die 200 000 Ku­
bikmeter Bodenmassen, die man 
dort bei den U- B ah n-Aus sch ach- 
tungen gewann, dienten dazu, 
die bis in 15 Meter Tiefe hinab­
reichende Moorschicht des künf­
tigen Stadtparkgeländes festzu­
pressen. Der Stadt wurden 
durch diese Verknüpfung zweier 
großer Bauprojekte eine Million 
Mark erspart.

Einer aber fehlte
Am 80. November 1910 erfolgte 

die landespolizeiliche Abnahme 
der fertigen Schnellbahn.

Auf der größten Station, Bay­
rischer Platz, versammelten sich 
am 1 . Dezember 1910 die zahl­
reichen Ehrengäste, darunter 
der Minister der öffentlichen 
Arbeit, von Breitenbach, Poli­
zeipräsident Dr. Freiherr von 
Lüdinghausen, die Vertreter 
der Eisenbahndirektion, die 
Oberbürgermeister . der Nach­
barstädte Berlin, Wilmersdorf 
und Charlottenburg sowie die 

. Gemeindevorsteher von Frie­
denau und Steglitz zur feier­
lichen Eröffnung der neuen 
Bahn. Einer fehlte allerdings. 
Oberbürgermeister Rudolph
Wilde war knapp einen Monat 
vorher einem Herzschlag er­
legen. Aber in allen Ansprachen 
wurde seiner gedacht, denn 
ohne seine Initiative wären am 
diesem Tage noch nicht die 
ersten Züge, die Schöneberg in 
Minutenschnelle mit der Stadt 
verband, über die Gleise ge­
rollt. y . B.



Ulbrichts „schweres Bataillon“
. Geflüchteter Kommandeur der Betricbskampigruppen über neue Formationen

In der Ost-West-Ausemandersetzimg um Berlin müht sich 
Pankow eifrig um den Nachweis, Westberlin sei das Uiu'uhe- 
zentmin Nummer 1. Es sei eingespannt in die „KriegsVorberei­
tungen“ der Bundesrepublik gegen die „DDK“. Biesen lügen­
haften Unterstellungen stehen jedoch Tatsachen gegenüber, die 
klar auf massive militärische, ja zum Teil kriegsmäßige Vor­
bereitungen des Ulbricht-Staates sogar auf Ostberliner Gebiet 
hindeuten. Bie im Jahre 1853 im Anschluß an den Aufstand 
des 17. Juni gegründeten Betriebskampfgruppen sind in­
zwischen, sowohl ihrer Zahl als auch ihrer Bewaffnung und 
ihrer Ausbildung nach, zu einer Art Armeereserve geworden. 
Ihre Anwesenheit und Tätigkeit auf Berliner Boden verstößt 
eindeutig gegen das Viermächte-Statut. Vor einiger Zeit trat 
einer der führenden Mitarbeiter, der an ihrem Aufbau mit­
beteiligt war und zuletzt den Posten eines Kommandeurs inne­
hatte, nach Westberlin über. Er gab unserer Zeitung den
folgenden Bericht.
Dezember 1957 — Graue

Schneewolken ziehen über Ber­
lin. Seit dem frühen Sonnabend­
morgen sind die Kampfgruppen 
des Bezirks Köpenick in Bereit­
schaft. Gegen Mittag löst der
1. SED-Kreissekretär Alarm aus. 
Lastwagen auf Lastwagen, voll­
besetzt mit Kampfgruppen-An- 
gehörigen, verläßt die Köpenik- 
ker Industriebetriebe und rollt 
in Richtung Volkspolizeiinspek­
tion. Hier werden Waffen in 
Empfang genommen. Eine 
Stunde später peitschen Schüsse 
durch die Straßen Köpenicks. 
Es ist das Knallen von Platz­
patronen. Die Männer in den 
blauen Overalls sind zwischen 
den Häusern „ausgeschwärmt“. 
Geduckt gehen sie an den Wän­
den vor, hier ein Tor, dort 
einen Mauervorsprung zur Dek- 
kung ausnutzend.

Ansheben und Tarnen
Das übungsziel ist am Nach­

mittag erreicht. Sammeln auf 
einem Platz; Ansprache des 
Kommandeurs — Abmarsch mit 
einem Kampflied. An den Stra­
ßenkreuzungen und in den be­
lebten Straßen Köpenicks pa- _ 
trouillieren noch immer mit' 
Maschinenpistolen bewaffnete 
Vopostreifen. Ein wenig scheu 
eilen die Passanten durch die 
Straßen, um Einkäufe zu ma­
chen. „Friedensweihnacht“ ist 
auf den Propagandabändern in 
den HO-Schaufenstern zu lesen.

Seit 1958 treten die Kampf­
gruppen nicht mehr in ihren 
blauen Overalls in Erscheinung. 
Ihre Ausrüstung besteht nun 
nicht nur aus Brotbeutel, Koch­
geschirr und Feldflasche. Spa­

ten und Zeltplane sind hinzu- 
gekommen. Spaten und Plane 
zur Sicherung der Betriebe Ost­
berlins? Karabiner, Maschinen­
pistolen und MG nur zur Ver­
teidigung? Die Ausbildungs­
pläne lassen längst erkennen, 
daß man über die Aufgabenstel­
lung des Anfangs hinauszugehen 
sich anschickt, An die Stellen 
der Straßen- und Häuserkämpfe 
sind infanteristische Gelände­
übungen getreten: Bewegung
und Tarnen im. Gelände, Aus­
heben von Deckungslöchern und 
Schützengräben.

In  den Müggelbergen 
Wurde anfangs nur in kleinen. 

Gruppen geübt, so sahen die er­
staunten Spaziergängnr in den 
Gosener Bergen, dem Fried­
richshagener Forst und den 
Müggeibergen nun plötzlich am 
Sonnabendnachmittag größere 
Verbände im Einsatz. Immer 
häufiger wurden auch die Nacht­
übungen. Das Ausbildungs- und 
übungsziel heißt heute nicht 
mehr Sicherung der Betriebe, 
sondern Bekämpfung von gelan- 
detenFallschirmtruppen und Di­
versanten. Die sozialistischen Er­
rungenschaften werden übungs­
weise verteidigt. Erst wenn die 
Lastwagen wieder in die Volks- 
polizeiinspektionen gerollt, wenn 
die Waffen gereinigt und gela­
gert sind, beginnt für den „Ge­
nossen Kämpfer“ das freie Wo­
chenende.

Rund 9000 ausgebildete Kampf­
gruppenangehörige gibt es heute 
auf dein Gebiet von Ostberlin. 
Sie sind aufgeteilt in Regimen­
tern, von denen je eins in den 
Stadtbezirken Mitte, Lichten­

berg und Köpenick stationiert 
ist. Die übrigen Stadtbezirke 
begnügen sich vorläufig noch 
mit kleineren Einheiten; Regi­
mentsstäbe gibt es jedoch be­
reits in allen Ostberliner Bezir­
ken. Sie unterstehen unmittel­
bar dem 1. Sekretär der SED- 
Kreisleitung. Die Regiments­
kommandeure sind grundsätz-. 
lieh Offiziere der Vopo im 
Hauptmanns- bzw. im Oberleut­
nantsrang. Jede Hundertschaft 
hat ihren ständigen Instrukteur, 
der ebenfalls Volkspolizeiange­
höriger ist.

Seit Ende X959 existiert in die­
ser mehr als halbmilitärischen 
Truppe auch ein „schweres Ba­
taillon“. Einigermaßen über­
rascht waren die Ostberliner 
Bürger, als sie eines Tages 
Kampfgruppen sahen, die mit 
schweren Maschinengewehr en, 
Pakgeschützen und Granatwer­
fern zur Übung ausrückten. Das 
Bataillon besteht aus zwei 

Schützen-Hundertschaf ten, 
einem Pakzug, einem Granat­
werferzug und schließlich einem 
SMG-Zug (Schweres Maschinen­
gewehr). Ähnliche Formationen 
bestehen in jedem Bezirk der 
Sowjetzone.

„Der Friede ist uns teuer“, 
erklären Ulbricht und seine 
Funktionäre, um der Bevölke­
rung die Aufstellung und Tä­
tigkeit der Kampfgruppen 
schmackhaft zu machen. Wie 
teuer er ist, das läßt sich 
einigermaßen genau berechnen.

P ro  Mann 8GG M ark 
Geht man davon aus, daß die 

Kampfgruppen z. B. in Ostber­
lin jeden ersten Sonnabend im 
Monat eine ihrer Übungen 
durchführen, so bedeutet das 
bei einer nur 75prözentigen 
Teilnahme einen monatlichen 
Ausfall von 34 000 Arbeitsstun­
den. Jährlich sind das etwa 
400 000 Arbeitsstunden. Legt 
man einen Durchschnittsver­
dienst von zwei Mark zugrunde, 
so kostet dieser Ausfall der 
Wirtschaft rund eine Million 
Mark jährlich. Bedenkt man, daß 
die Ausstattung eines Kampf­
gruppenangehörigen etwa 300 
Mark wert ist und setzt man 
die von der Volkspolizei gelie- 

(Fortsetsung auf Seite 7)



Hermann Flade endlich frei!
Nach zehn Jahren aus dem Zonen-Zuehthaus entlassen

B e r l i n  (dpa/ap/upi). Hermann Josef Made ist nach zehn­
jährige Haft aus dem Sowjetzonen-Zuehthaus Waldheim ent­
lassen worden. Wie das Informationsbüro West (iwe) mitteilt, 
wurde die Entlassung im Zuge der von der Sowjetzonen­
regierung kürzlich ausgesprochenen. Amnestie verfügt. Made 
ließ sich, wie bekannt wurde, zu Verwandten in der Sowjet­
zone entlassen. Dem Vernehmen nach hält sich seine Mutter 
seit mehreren Jahren in der Bundesrepublik auf.

Der ehemalige Werdauer Ober­
schüler Flade war am 10. Januar 
1951, 17 jährig, vom damaligen 
Oberlandesgericht Dresden we­
gen „Boykotthetze und Wider­
stand gegen die Staatsgewalt“ 
zum Tode verurteilt worden. 
Angesichts des Proteststurmes 
der Weltöffentlichkeit war die 
Todesstrafe später in eine fünf­
zehnjährige Zuchthausstrafe um­
gewandelt worden, von der 
Flade zwei Drittel verbüßt hat.

Flade war in der Nacht vor 
der ersten „Volkskammerwahl“ 
der Sowjetzone in Olberhau bei 
dem Versuch verhaftet worden, 
selbstgefertigte Flugblätter ge­
gen die kommunistische Ein­
heitsliste zu verteilen. Seiner 
Festnahme hatte er sich wider­
setzt und dabei einen Volks­
polizisten mit einem Taschen­
messer leicht verletzt. Flade 
hatte dann in der gegen ihn 
geführten Gerichtsverhandlung 
eine feste Haltung bewahrt und 
auf seinem politischen Stand­
punkt beharrt.

Seit seiner Verurteilung wa­
ren mehrere Gnadengesuche für 
den Oberschüler eingereicht, 
aber stets abgelehnt worden. 
Im April 1957 lehnte Sowjet- 
zonen-Justizminister Hilde Ben­
jamin eine Amnestie kategorisch

(Fortsetzung von Seite 6)

ferte Verpflegung mit rund. 
16 000 Mark an, so kann man 
sich ein ungefähres Bild 'von 
der Belastung machen, die letzt­
lich die Bevölkerung zu tra­
gen hat.

Die Wirtschaftsfunktionäre 
raufen sich darüber seit langem 
die Haare. Sie sind es, die die 
Deute zu den Übungen abstel­
len, zugleich aber die Produk­
tionspläne erfüllen sollen.

ab. Die zahlreichen Proteste 
gegen Flades Verurteilung im 
Februar 1957 waren erneut auf­
geflammt, nachdem bekannt 
wurde, daß Flade in Waidheim 
in die Krankenhausabteilung 
des Zuchthauses eingeliefert 
worden war. Nach Mitteilung 
des Gefangenenarztes litt er an 
einer tuberkuloseähnlichen Er­
krankung. Die Ablehnung des 
Gnadengesuches im Juni 1957 
wurde von den Zonenjustiz­
behörden damit begründet, „daß 
der Strafzweck damit noch nicht 
erreicht sei“.

Nach Mitteilung des iwe soll 
er in letzter Zeit in der Straf­
anstalt „gut behandelt“ worden 
sein. Seine Krankheit sei völlig 
ausgeheilt.

Telegramm an die Eltern 
überglücklich waren die El­

tern Flades, die in Traunstein 
leben. Sie waren 1951 nach 
Westberlin geflohen, nachdem 
man sie- aufgefordert hatte, 
Spitzeldienste für den SSD zu 
leisten. Die Eltern erhielten be­
reits am Donnerstag ein Tele­
gramm von ihrem Sohn mit den 
V/orten: „Komme so bald als 
möglich zu Euch.“ Wann Her­
mann Flade eintreffen wird, 
wissen die Eltern nicht. Der

Während das Knattern der 
MPi - Garben allmonatlich im 
östlichen Teil Berlins und nicht 
nur dort zu hören sind, beteuert 
die SEP-Presse den „Friedens­
willen“ der Pankower Regie­
rung und die Abrüstungsbemü­
hungen des Ostblocks. Wer aber 
die Tatsachen kennt, läßt sich 
durch solche Propagandatöne 
nicht täuschen. Sr durchschaut 
das Spiel und mißt die Kommu­
nisten nicht an den Worten, son­
dern an ihren Taten. —efk

Vater sagte: »Ich. will alles 
meinem Sohn überlassen. Er 
soll so handeln, wie es ihm 
richtig erscheint.“

W aifsn  aas Ostblock
Rabat (upi/dpa). Frankreich 

hat bei der marokkanischen Re­
gierung gegen die Dandung von 
1800 Tonnen Waffen und Muni­
tion in Tanger durch den bul­
garischen Frachter „Bulgaria“ 
protestiert. Bei den Waffen soll 
es sich um 7,5-cm-Feldgeschütze 
und 12-cm-MÖrser aus Bestän­
den der ehemaligen deutschen 
Wehrmacht handeln, die wäh­
rend des zweiten Weltkrieges 
im Balkan gelagert worden wa­
ren.

Preußische E in ige  
nach Hehenzollern

Hechingen (dpa). Die über­
lebensgroßen Bronzestatuen des 
Großen Kurfürsten, sechs preu­
ßischer Könige und des Kaisers 
Wilhelm I. sollen auf der Bastei 
der Hohenzollernburg aufge­
stellt werden. Die zum Teil 
40 Zentner schweren Bronze­
statuen standen einst in der 
Ruhmeshalle des Berliner Zeug­
hauses. 1944 wurden sie nach 
Wiesbaden evakuiert und nach 
Kriegsende nach Berlin zurück­
transportiert.

Feiertage abgsschafft
Warschau (upi). Der polnische 

Sejm (Parlament) hat zwei hohe 
katholische Feiertage abge­
schafft, das Fest der „Heiligen 
Drei Könige“ am 6. Januar und 
das Fest „Mariä Himmelfahrt“ 
am 15. August. Gegen die Ab­
schaffung stimmten- die zehn 
Abgeordneten der Gruppe 
„Znak“ , während vier Unabhän­
gige sich der Stimme enthielten. 
Das Blatt der Kommunistischen 
Arbeiterpartei, „Trybuna Budu“, 
begründete die Abschaffung der 
beiden Feiertage damit, daß die 
Jahresproduktion der „soziali­
stischen Industrie“ in Polen 
durch die Arbeit an diesen bei­
den Tagen um rund eine Mil­
liarde Zloty erhöht werden 
könne.

-Ulbrichts „schweres Bataillon“
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BILDER DER WOCHE. Oben: Hochbetrieb im Interzonenpostamt Braunschweig;. 
Hoch türmen sich die Pakete für den Bezirk Potsdam und Magdeburg — Unten: 
Kulturkongreß der CDU in Gelsenkirchen. Von links nach rechts:* Bundes­
minister Dr. Schröder, Kultusminister a. D. Christine Teusch, Bundestagspräsident 

Dr. Gerstenmaier und der schleswig-holsteinische Kultusminister Osterloh.


